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nett von Rudolf Scharping fungieren- 
de Heidi Schuller den ,,besitzstands- 
klammernden Seniorenverbanden", 

4 einer ,,routineerschopften Politikerka- 
ste" sowie ,,erstarrten Verwaltungen 
und Lobbyistenorganisationen" zu- 
gunsten ,,mutiger Reformen fur unse- 
re Kinder" entgegentritt „Das be- 
rechtigte Vertrauen der Jungen auf 
eine Zukunft mit realistischen Chan- 
cen, auf eine Zukunft, in der sich per- 
sonliches Engagement und Leistungs- 
bereitschaft lohnen, darf nicht ent- 
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gefordert, das Bestehende in Frage zu 
stellen - bis hin zum Grundgesetz." 
(Schüller 1997, S. 57) 
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Schüller sprach sich allen Ernstes 
dafür aus, Hochbetagten das Wahl- 
recht zu entziehen (Schüller 1995, S. 
179f), wie das Pluralwahlrecht den El- 
tern umgekehrt mehr Stimmen und 
damit den lnteressen ihrer Kinder 
mehr Gewicht verleihen soll. 

che lnteressen für eine unsoziale Poli- 
tik vereinnahmt werden, liefert Hans- 
Olaf Henkel, Präsident des Bundesver- 
bandes der Deutschen Industrie (BDI), 
mit seiner auf den ersten Blick durch- 
aus überzeugenden Aufforderung, 
Nachhaltigkeit auch im Rahmen der 
Sozialpolitik zu verwirklichen: ,,Wenn 
es möglich war, die Verpflichtung 
zum Umweltschutz in allen Schich- 
ten, in allen Generationen und in al- 
len Parteien zu verankern, wenn die 
gesamte deutsche Gesellschaft heute 
bereit ist, zugunsten nachfolgender 
Generationen in saubere Flüsse, klare- 
re Seen und mehr Wälder zu investie- 
ren, dann müßte sie doch auch bereit 
sein, unseren Kindern nicht immer 
weiter steigende Zinszahlungen und 
marode Sozialversicherungssysteme 
zu hinterlassen." (Henkel 1998, S. 11) 

Henkels Vorwort zu dem Buch 
,,Jetzt oder nie" enthält eine Überle- 
gung, durch die sich seine Taktik bes- 
ser verstehen lässt: ,,Reformen, die 
mit der Verantwortung für kommen- 
de Generationen plausibel begründet 
werden können, haben eine gute 
Chance, von Medien und Öffentlich- 
keit akzeptiert und vom Wähler hono- 
riert zu werden." (Ebd. S. 12) Was der 
BDI-Präsident damit meint, wird er- 
kennbar, wenn er das neoliberale Mo- 
dell eines um Marktmechanismen 
und Konkurrenzprinzipien ,,angerei- 
cherten" Wohlfahrtsstaates mit den 
Lebensinteressen künftiger Generatio- 
nen legitimiert: ,,Ludwig Erhard hat 
die Marktwirtschaft sozial gemacht. 
Heute müssen wir die Sozialpolitik mit 
marktwirtschaftlichen Instrumenten 
renovieren, im eigenen Interesse und 
weil wir es unseren Kindern schul- 
den." (Ebd. 5. 25f) 

Um ihr ,,Zukunftsprogramm 
2000" zu rechtfertigen, benutzt die 
rot-grüne Regierungskoalition dassel- 

be Argumentationsmuster: ,,Würde 
die Bundesregierung zusehen, wie die 
Staatsverschuldung weiter wächst", 
heißt es in einem Faltblatt, ,,so wären 
künftige Generationen arm dran." 
(Bundesregierung 1999) 

In einer Broschüre der sozialdemo- 
kratischen Bundestagsfraktion wieder- 
um liest man über das Sparpaket, Fi- 
nanzminister Eichel habe es ,,(a)us Ver- 
antwortung gegenüber der Zukunft 
unserer Kinder und Enkelkinder" vor- 
gelegt: ,,Um die Zukunft Deutschlands 
sichern zu können, ist eine harte Kon- 
solidierungspolitik notwendig. Das 
sind wir unseren Kindern schuldig. (...) 
Es geht um das Deutschland auch un- 
serer Kinder." (SPD-Bundestagsfrakti- 
On, S. 11 und 9) 

Die populäre Formel der ,,Nach- 
haltigkeit" von der Ökologie, wo sie 
das Problem der Verwendung nicht- 
regenerativer Energien ins öffentliche 
Bewusstsein ruft, auf die Finanz-, 
Wirtschafts-, Sozial- oder Bildungspo- 
litik zu übertragen, wie es neben 
Hans-Olaf Henkel mittlerweile auch 
immer mehr Politiker der Bündnisgrü- 
nen tun, bedeutet für Micha Brumlik, 
einen ,,Bruch mit den Prinzipien einer 
liberalen, repräsentativen Demokra- 
tie" zu provozieren: „Die Gleichset- 
zung von Steuerbelastungen mit 
schwindenden Ressourcen stellt (...) 
auf der theoretischen Ebene einen 
massiven Kategorienfehler dar, der 
politisch nicht nur zu einem Abbau 
öffentlicher Investitionen zugunsten 
aller möglichen privaten ,Vorsorgesy- 
steme' sowie zu einer weiteren Zu- 
nahme öffentlicher Armut zugunsten 
ungleich verteilten privaten Reich- 
tums fuhrt." (Brumlik 1999, S. 1464) 

Selbst die Verfassung steht zur 
Disposition, wenn die Ärztin, frühere 
Spitzensportlerin und 1994 als Ge- 
sundheitsministerin im Schattenkabi- 
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Wie man (Kinder-)Armut be- 
kämpfen kann, ohne die Genera- 
tionen gegeneinander auszu- 
spielen 
Kaum eine politische Grundsatzent- 
scheidung wurde in der Öffentlichkeit 
so einhellig begrüßt wie das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zur Be- 
steuerung der Familien (genauer: von 
Ehepaaren mit Kindern) vom 10. No- 
vember 1998. Was die Medien als 
höchstrichterlichen Ukas zur Besser- 
Stellung ,,der Familien" feierten, war 
ein verfassungsrechtlich wie 
(sozial)politisch fragwürdiger Eingriff 
in die Steuerhoheit des Gesetzgebers 
zugunsten der Besserverdienenden. 
Statt durch die Konzentration des Fa- 
milienlastenausgleichs auf ein einheit- 
liches Kindergeld die sozialen Unter- 
schiede zu verringern, vertiefen die 
Einführung eines Betreuungs- sowie 
eines Erziehungsfreibetrages (ab 1. 
Januar 2002) für - gut verdienende - 
Ehepaare die Kluft zwischen Arm und 
Reich, was weder bedürftigen Kin- 
dern noch der Gesellschaft insgesamt 
dient. Denn davon profitieren vor al- 
lem die Reichen mit Kindern, nicht je- 
doch diearmen Kinderreichen. Hinge- 
gen wäre zu überlegen, ob man das 
Kindergeld nur noch einkommensab- 
hängig gewähren, also nach der 
Höhe des elterlichen Einkommens 
staffeln sollte (Beckerhoff 1999, S. 
3 1 1 ff). 

Teilweise kommt der Diskussion 
über Kinderarmut eine politische Ali- 
bi- und Ablenkungsfunktion zu. Lutz 
Leisering moniert, dass die Bedarfsge- 
rechtigkeit auf der Strecke bleibt, 
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